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Entrichtung der Umsatzsteuer

bei innergemeinschaftlichem Erwerb


Entrichtung der Umsatzsteuer

bei innergemeinschaftlichem Erwerb

RdErl. d. Finanzministeriums v. 10.11.1993 -

I D 3 - 0212 - 19

Durch die zeitversetzte Fälligkeit der Umsatzsteuervorauszahlung gegenüber der Fälligkeit der Hauptforderung können insbesondere im Zuge des Jahreswechsels Probleme hinsichtlich der rechtzeitigen Zahlung entstehen. Nach Beteiligung der obersten Landesbehörden werden deshalb folgende Regelungen getroffen:

1.
Jede Dienststelle, die mit der Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen betraut ist (anmeldende Stelle) hat bei der für sie zuständigen Kasse zu veranlassen, daß dort für die kassenmäßige Abwicklung der monatlichen Umsatzsteuervorauszahlungen zwei Verwahrkonten eingerichtet werden und zwar eins für gerade und eins für ungerade Monate. Die Einrichtung der Verwahrkonten dient zum einen dem Sammeln von einzelnen Umsatzsteuerbeträgen innerhalb des Voranmeldungszeitraumes (Kalendermonat) und ermöglicht zum anderen die reibungslose Abwicklung der Umsatzsteuervorauszahlungen insbesondere beim Jahreswechsel. Durch die Einrichtung von zwei Verwahrkonten können die Umsatzsteuervorauszahlungen für den jeweiligen Monat des Erwerbs getrennt gehalten werden, so daß eine Vermischung mit Beträgen des folgenden Monats, die im Zeitraum bis zum Fälligkeitstermin für die Vorauszahlung anfallen können, vermieden wird. Gleichzeitig kann anhand des Bestandes des jeweiligen Verwahrkontos abgeglichen werden, ob die Umsatzsteuervoranmeldungen mit den angesammelten Umsatzsteuerbeträgen übereinstimmen.

2.
Die anfallende Umsatzsteuer für innergemeinschaftlichen Erwerb ist aus den Mitteln des Titels zu zahlen, aus dem auch die Hauptforderung zu begleichen ist. Die auf den innergemeinschaftlichen Erwerb entfallende Umsatzsteuer ist zusammen mit der Hauptforderung zur Auszahlung anzuordnen. Der Umsatzsteuerbetrag ist jedoch so anzuordnen, daß er zunächst im Wege der Verrechnung innerhalb der Kasse auf das nach Nr. 1 eingerichtete Verwahrkonto gezahlt wird. Auch in den Fällen, in denen die Hauptforderung noch nicht beglichen werden kann, weil die Rechnung noch nicht vorliegt, die Umsatzsteuer jedoch gem. § 13 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. §§ 16 und 18 Umsatzsteuergesetz bereits entrichtet werden muß, ist der Umsatzsteuerbetrag zunächst auf das zutreffende Verwahrkonto zu zahlen.

3.
Rechtzeitig zum Fälligkeitstermin für die Umsatzsteuervorauszahlung (10. Tag nach Ablauf des Kalendermonats) hat die anmeldende Stelle den zu entrichtenden Betrag zur Zahlung aus dem Verwahrkonto anzuordnen.

4.
Beim Jahreswechsel ist die Umsatzsteuer jeweils zu Lasten der Haushaltsmittel des Haushaltsjahres zu zahlen, aus denen auch die Hauptforderung beglichen wird. Umsatzsteuerbeträge, die der Umsatzsteuervoranmeldung für den Monat Dezember zugerechnet und damit in die bis zum 10. Januar fällige Umsatzsteuervorauszahlung für Dezember einbezogen werden müssen, sind auch am Anfang des neuen Haushaltsjahres auf das Verwahrkonto für den Monat Dezember zu zahlen, und zwar auch dann, wenn die Hauptforderung und der Umsatzsteuerbetrag aus Mitteln des neuen Haushaltsjahres gezahlt werden.

- MBl. NW. 1993 S. 1824.

Umsatzsteuer;

Einführung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
(§13b Umsatzsteuergesetz - UStG) zum 01.01.2002 
durch das Steueränderungsgesetz 2001

RdErl. d. Finanzministeriums v. 22.07.2002 –

S 7279 - 1 - V A 4

Juristische Personen des öffentlichen Rechts schulden - ebenso wie Unternehmer - als Leistungs-empfänger die Steuer für folgende steuerpflichtige Umsätze:

1.
Werklieferungen und sonstige Leistungen eines im Ausland ansässigen Unternehmers;

2.
Lieferung sicherungsübereigneter Gegenstände durch den Sicherungsgeber an den Sicherungsnehmer außerhalb des Insolvenzverfahrens;

3.
Lieferungen von Grundstücken im Zwangsversteigerungsverfahren durch den Vollstreckungs-schuldner an den Ersteher.

Die vom Leistungsempfänger geschuldete Steuer entsteht mit Ausstellung der Rechnung, spätestens jedoch mit Ablauf des Kalendermonats, der auf die Ausführung der Leistung folgt (§ 13b Abs. 1 UStG).

Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts ist das Finanzamt für die Besteuerung dieser Umsätze zuständig, in dessen Bezirk die juristische Person ihren Sitz hat.

Die Regelungen zum Leistungsempfänger als Steuerschuldner treten an die Stelle des bisherigen Umsatzsteuer-Abzugsverfahrens.

Einzelheiten zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers regelt das Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 05.12.2001 - IV D 1 - S 7279 - 5/01, das im Bundessteuerblatt 2001, Teil I, Seite 1013 veröffentlicht ist.

Ich bitte Sie, innerhalb Ihres Geschäftsbereichs auf die Regelungen zur Steuerschuldnerschaft von juristischen Personen des öffentlichen Rechts als Leistungsempfänger hinzuweisen und deren Beachtung sicherzustellen.

· MBl. NRW. 2002 S. 974.

Hinweis:

Die Regelungen zur Übertragung der Steuerschuld nach § 13b UStG wurden inzwischen mehrfach ergänzt und geändert. Zur aktuellen Fassung des § 13b UStG sowie zur Verwaltungsauffassung im Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) wird auf das Internetangebot verwiesen (vgl. nachfolgende Seite „Fundstellen im Internet“).

Zur Anwendung des § 13b UStG bei öffentlichen Auftraggebern vgl. nachfolgende Ausführungen unter „Dienstleistungen ausländischer Unternehmer an öffentliche Auftraggeber“.


Fundstellen im Internet:

· Umsatzsteuergesetz (UStG):
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/index.html
· Anlage 2 zu § 12 UStG (Liste der dem ermäßigten Steuersatz unterliegenden Gegenstände):
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/anlage_2_83.html
· Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV):
http://www.gesetze-im-internet.de/ustdv_1980/index.html
· Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE):
http://www.bundesfinanzministerium.de/Umsatzsteuer-Anwendungserlass
Innergemeinschaftliche Erwerbe

Liefert ein Unternehmer einen Gegenstand an einen Unternehmer aus dem Gebiet eines EU-Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates, hat grundsätzlich der Erwerber die Umsatzbesteuerung vorzunehmen (innergemeinschaftlicher Erwerb gem. § 1a UStG). Dies gilt auch für innergemeinschaftliche Erwerbe durch öffentliche Auftraggeber, wenn diese – auch – unternehmerisch tätig sind und den Gegenstand für ihre unternehmerische Tätigkeit erwerben. Sind sie nicht unternehmerisch tätig oder haben sie den Gegenstand nicht für ihren unternehmerischen Bereich bezogen, müssen sie den Erwerb von Gegenständen aus anderen Mitgliedstaaten nur dann der Umsatzbesteuerung unterwerfen, wenn der Gesamtbetrag der Entgelte für diese Erwerbe den Betrag von 12 500 € (sog. Erwerbsschwelle)

· im vorangegangenen Kalenderjahr überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich übersteigen wird

oder
· zwar im vorangegangenen Kalenderjahr unterschritten hat und auch im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich unterschreiten wird, aber der öffentliche Auftraggeber erklärt, dass er auf die Anwendung dieser Jahreserwerbsschwelle verzichtet. An diese Erklärung ist er für die Dauer von zwei Jahren gebunden und hat seine innergemeinschaftlichen Erwerbe dann ausnahmslos der Umsatzsteuer zu unterwerfen. 

Der öffentliche Auftraggeber hat beim innergemeinschaftlichen Erwerb dem Lieferer in einem anderen EU-Mitgliedstaat die ihm von der zuständigen inländischen Finanzbehörde erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) mitzuteilen. Zur Vergabe der USt-IdNr. vgl. die Ausführungen in Fach 30, Teil 9, Seite 12. Durch die Mitteilung der USt-IdNr. wird dem in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässigen Lieferer oder Auftragnehmer angezeigt, dass der Erwerb im Erwerbsland der Umsatzbesteuerung unterworfen werden soll. Der Lieferer kann seine Lieferung sodann der Umsatzsteuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen unterwerfen und diese ohne Umsatzsteuer abrechnen.

Die Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs erfordert, dass hierüber besondere Aufzeichnungen geführt werden. Öffentliche Auftraggeber haben deshalb umsatzsteuerrechtliche Aufzeichnungspflichten zu erfüllen, auch wenn sie nicht Unternehmen sind oder Gegenstände nicht für ihr Unternehmen erwerben. Die Aufzeichnungsverpflichtung erstreckt sich auch auf innergemeinschaftliche Erwerbe von neuen Fahrzeugen und verbrauchssteuerpflichtigen Waren. Sie gilt außerdem für innergemeinschaftliche Erwerbe, die nicht der Besteuerung unterliegen, weil sie z. B. umsatzsteuerfrei sind. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf Abschnitt 1a.1 UStAE verwiesen. 

Die öffentlichen Auftraggeber haben bei den für sie zuständigen Finanzämtern Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Umsatzsteuererklärungen für das Kalenderjahr über ihre steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen Erwerbe abzugeben und die dafür geschuldete Umsatzsteuer an das Finanzamt zu entrichten. Dabei hat grundsätzlich jeder öffentliche Auftraggeber alle in seinem Bereich vorgenommenen innergemeinschaftlichen Erwerbe für den jeweiligen Erklärungszeitraum zusammenzufassen. Bei den Gebietskörperschaften Bund und Länder können allerdings aus Vereinfachungsgründen auch einzelne Organisationseinheiten (Ressorts, Behörden und Ämter wie z. B. ein Bundes- oder Landesministerium, ein Bundes- oder Landesamt oder ein Finanzamt) als Steuerpflichtige für ihre innergemeinschaftlichen Erwerbe behandelt werden. 

Für die Umsatzbesteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs von öffentlichen Auftraggebern ist das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk der öffentliche Auftraggeber seinen Sitz hat oder von dessen Bezirk aus er geleitet wird. Bei den Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund und Länder ist das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk sich die Dienstgebäude der Organisationseinheit oder die Diensträume ihres Leiters befinden.

Dienstleistungen ausländischer Unternehmer an öffentliche Auftraggeber

Erbringt ein ausländischer Unternehmer eine Dienstleistung an einen öffentlichen Auftraggeber und ist die Leistung in Deutschland umsatzsteuerpflichtig, kommt es nach § 13b UStG zum Übergang der Steuerschuld auf den öffentlichen Auftraggeber als Leistungsempfänger. Der leistende Unternehmer erstellt in diesem Fall lediglich eine „Netto“-Rechnung ohne gesondert ausgewiesene Umsatzsteuer; der öffentliche Auftraggeber als Leistungsempfänger schuldet die Umsatzsteuer für die empfangene Leistung nach § 13b Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 Satz 1 UStG und hat den Umsatz – ggf. neben den innergemeinschaftlichen Erwerben - in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anzumelden (siehe hierzu die Ausführungen zu den Abschnitten „Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen“ und „Abgabe von Umsatzsteuer-Jahreserklärungen“).

Ob die Leistung des ausländischen Unternehmers in Deutschland umsatzsteuerpflichtig ist, richtet sich danach, ob der Leistungsort im umsatzsteuerrechtlichen Sinne in Deutschland liegt. 

Es sind folgende Fälle zu unterscheiden: 

Ausschließlich hoheitlich tätiger öffentlicher Auftraggeber ohne Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

Ist ein öffentlicher Auftraggeber ausschließlich hoheitlich tätig und ist ihm keine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) für innergemeinschaftliche Erwerbe erteilt worden, richtet sich der Leistungsort grundsätzlich nach dem Sitz des leistenden Unternehmers oder seiner Betriebsstätte, wenn die Leistung von dieser aus erbracht wird (§ 3a Abs. 1 UStG). 

Beispiel 1: 

Der in Frankreich ansässige Rechtsanwalt R erbringt an einen ausschließlich hoheitlich tätigen öffentlichen Auftraggeber J mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung. J verwendet für diesen Umsatz keine USt-IdNr., weil ihm keine USt-IdNr. erteilt worden ist.

Der Ort der Beratungsleistung des R an J liegt in Frankreich (§ 3a Abs. 1 UStG). R stellt eine Rechnung mit französischer Mehrwertsteuer aus.

Abweichend von § 3a Abs. 1 UStG kann sich der Leistungsort nach den Spezialregelungen in § 3a Abs. 3 bis 8, § 3b und § 3e UStG richten (vgl. Abschnitt 3a.1 Abs. 1 UStAE).

Beispiel 2:

Der in der Schweiz ansässige Rechtsanwalt R erbringt an einen ausschließlich hoheitlich tätigen öffentlichen Auftraggeber J mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung (vgl. § 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 UStG). J verwendet für diesen Umsatz keine USt-IdNr., weil ihm keine USt-IdNr. erteilt worden ist. Die Beratungsleistung wird ausschließlich in Deutschland ausgewertet.

Der Ort der Beratungsleistung des R an J liegt – abweichend von § 3a Abs. 1 UStG - in Deutschland, da die Leistung in Deutschland ausgewertet wird (§ 3a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 UStG). Steuerschuldner für diese Leistung ist J (§ 13b Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 1 UStG). R stellt eine Rechnung ohne USt aus. J muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Ausschließlich hoheitlich tätiger öffentlicher Auftraggeber mit Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

Ist ein öffentlicher Auftraggeber ausschließlich hoheitlich tätig und ist ihm eine USt-IdNr. für innergemeinschaftliche Erwerbe erteilt worden, richtet sich der Leistungsort grundsätzlich nach seinem Sitz (§ 3a Abs. 2 Satz 3 UStG; Abschnitt 3a.2 Abs. 7 UStAE). Ggf. richtet sich der Leistungsort nach den Spezialregelungen in § 3a Abs. 3 bis 8, § 3b und § 3e UStG. Der öffentliche Auftraggeber hat für den Leistungsbezug die ihm erteilte USt-IdNr. zu verwenden.

Beispiel 3:

Der in Frankreich ansässige Rechtsanwalt R erbringt an einen ausschließlich hoheitlich tätigen öffentlicher Auftraggeber J mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung. J verwendet für diesen Umsatz seine - für die Besteuerung innergemeinschaftlicher Erwerbe erteilte - USt-IdNr.

Der Ort der Beratungsleistung des R an J liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 Satz 3 UStG). Steuerschuldner für diese Leistung ist J (§ 13b Abs. 1 und Abs. 5 Satz 1 UStG). R stellt eine Rechnung ohne USt aus. J muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Beispiel 4:

Der in der Schweiz ansässige Rechtsanwalt R erbringt an einen öffentlicher Auftraggeber J mit Sitz in Deutschland eine Beratungsleistung, die in Brüssel ausgewertet wird. J ist ausschließlich hoheitlich tätig, ihm ist aber für innergemeinschaftliche Erwerbe eine USt-IdNr. erteilt worden.

Der Ort der Beratungsleistung des R an J liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 Satz 3 UStG). Steuerschuldner für diese Leistung ist J (§ 13b Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 1 UStG). R stellt eine Rechnung ohne USt aus. J muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Öffentlicher Auftraggeber, der nicht ausschließlich hoheitlich tätig ist 

Ist ein öffentlicher Auftraggeber sowohl hoheitlich als auch unternehmerisch tätig, muss er bei ab dem 01.07.2011 ausgeführten Leistungen nicht mehr unterscheiden, ob die Leistung ausschließlich für den hoheitlichen, ausschließlich für den unternehmerischen oder sowohl für den hoheitlichen als auch unternehmerischen Bereich bestimmt ist, da sich der Leistungsort immer nach dem Sitz des öffentlichen Auftraggebers richtet (§ 3a Abs. 2 UStG), sofern nicht nach den Spezialregelungen in § 3a Abs. 3 bis 8, § 3b und § 3e UStG etwas anderes gilt. Etwas anderes gilt nur für Leistungen für den privaten Bedarf des Personals des öffentlichen Auftraggebers; hierfür befindet sich der Leistungsort am Sitz des leistenden Unternehmers (§ 3a Abs. 1 UStG).
Beispiel 5: 

Der in Frankreich ansässige Unternehmer F erbringt auf elektronischem Weg Dienstleistungen an einen öffentlicher Auftraggeber J mit Sitz in Deutschland. Die Leistung ist sowohl für den hoheitlichen Bereich als auch für den Betrieb gewerblicher Art des J bestimmt.

Der Ort der Leistung des F an J liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 Satz 1 UStG). Steuerschuldner für diese Leistung ist J (§ 13b Abs. 1 und 5 Satz 1 UStG). F stellt eine Rechnung ohne USt aus. J muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Beispiel 6: 

Sachverhalt wie Beispiel 5, jedoch ist die Leistung nur für den hoheitlichen Bereich des J bestimmt.

Der Ort der Leistung des F an J liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 Satz 1 UStG, Abschn. 3a.2 Abs. 14 UStAE in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung). Steuerschuldner für diese Leistung ist J (§ 13b Abs. 1 und 5 Satz 1 UStG). F stellt eine Rechnung ohne USt aus. J muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Hinweis: Bei vor dem 01.07.2011 ausgeführten Leistungen liegt der Leistungsort nach § 3a Abs. 1 UStG in Frankreich, sofern die jPöR keine USt-IdNr. verwendet hat.

Etwas anderes gilt nur für Leistungen, die der öffentliche Auftraggeber für den privaten Bedarf seines Personals bezieht. Hier richtet sich der Leistungsort grundsätzlich nach dem Sitz oder der Betriebsstätte des leistenden Unternehmers, wenn die Leistung von dieser aus erbracht wird (§ 3a Abs. 1 UStG); ggf. richtet sich der Leistungsort auch nach den Spezialregelungen für den Leistungsort in § 3a Abs. 3 bis 8, § 3b und § 3e UStG. In diesen Fällen darf der öffentlicher Auftraggeber weder die ihm für den unternehmerischen Bereich noch die ihm für Zwecke der Umsatzbesteuerung innergemeinschaftlicher Erwerbe erteilte USt-IdNr. verwenden.

Besonderheiten bei Leistungen an das Land Nordrhein-Westfalen

Die einzelnen Organisationseinheiten (z. B. Ressorts, Behörden und Ämter) des Landes Nordrhein-Westfalen werden zwar in unterschiedlichen Finanzämtern steuerlich geführt. Gleichwohl ist für die Frage der Leistungsortsbestimmung nicht auf den Status der einzelnen Organisationseinheit, sondern des Landes Nordrhein-Westfalen insgesamt abzustellen. Da das Land sowohl hoheitlich als auch unternehmerisch (im Rahmen seiner Betriebe gewerblicher Art und seiner land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) tätig ist, gelten deshalb für Leistungen an einzelne Organisationseinheiten des Landes die Ausführungen im Abschnitt „Öffentlicher Auftraggeber, der nicht ausschließlich hoheitlich tätig ist“ entsprechend. Bei Leistungsbezügen einer Organisationseinheit des Landes nach dem 30.06.2011 kommt es demnach für die Frage der Ortsbestimmung nicht mehr darauf an, ob die Leistung für den unternehmerischen Bereich oder für den hoheitlichen Bereich dieser Organisationseinheit ausgeführt worden ist. Vielmehr befindet sich der Leistungsort in Deutschland (§ 3a Abs. 2 UStG), sofern nicht die Voraussetzungen der Spezialregelungen in § 3a Abs. 3 bis 8, § 3b und § 3e UStG vorliegen. Dies gilt auch dann, wenn die einzelne Organisationseinheit ausschließlich hoheitlich tätig ist. 

Beispiel 7: 

Der in Frankreich ansässige Unternehmer F erbringt auf elektronischem Weg Dienstleistungen an ein Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. Das Ministerium ist ausschließlich hoheitlich tätig. Ihm ist keine eigene USt-IdNr. erteilt worden.

Der Ort der Leistung des F an das Ministerium liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 UStG), da das Land Nordrhein-Westfalen sowohl unternehmerisch als auch hoheitlich tätig ist. Unbeachtlich ist, dass der Leistungsbezug für den hoheitlichen Bereich des Landes bezogen wird. Das Ministerium muss eine dem Land erteilte USt-IdNr. verwenden (zur Erteilung einer USt-IdNr. in diesen Fällen siehe nachfolgenden Absatz).

Steuerschuldner für diese Leistung ist das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Ministerium (§ 13b Abs. 1 und 5 Satz 1 UStG). F stellt eine Rechnung ohne USt aus. Das Ministerium muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Beispiel 8:

Der in der Schweiz ansässige Rechtsanwalt R erbringt eine Beratungsleistung an ein Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Beratungsleistung wird ausschließlich für den hoheitlichen Bereich des Ministeriums erbracht.

Der Ort der Beratungsleistung des R an das Ministerium liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 UStG). Steuerschuldner für diese Leistung ist das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Ministerium (§ 13b Abs. 2 Nr. 1 und 5 Satz 1 UStG). R stellt eine Rechnung ohne USt aus. Das Ministerium muss den Umsatz in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung und einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr anmelden.

Grundsätzlich erhält ein Unternehmen/eine juristische Person des öffentlichen Rechts nur eine USt-IdNr. Für die Gebietskörperschaften Bund und Länder sieht Abschnitt 27a.1 Abs. 3 Satz 4 UStAE jedoch eine Vereinfachungsregelung vor. Danach kann einzelnen Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund und Länder eine eigene USt-IdNr. für Zwecke der Umsatzbesteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs erteilt werden. Ohne diese Vereinfachungsregelung müssten alle innergemeinschaftlichen Erwerbe aller Organisationseinheiten unter Verwendung einer einzigen USt-IdNr. zentral erfasst und von einer zentralen Stelle der Gebietskörperschaft in einer zusammengefassten Umsatzsteuer-Voranmeldung und Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr angemeldet werden. 

Einzelne Organisationseinheiten des Landes Nordrhein-Westfalen haben bereits in der Vergangenheit für Zwecke der Umsatzbesteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs von der Vereinfachungsregelung Gebrauch gemacht. Künftig sollten jedoch alle Organisationseinheiten – auch die ausschließlich hoheitlich tätigen -, die bislang keine USt-IdNr. haben, eine USt-IdNr. beantragen, wenn sie Dienstleistungen beziehen, für die der Leistungsort nach § 3a Abs. 2 UStG im Inland liegt (vgl. Abschnitt 27a.1 Abs. 3 Satz 5 UStAE in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung und obige Ausführungen zum Leistungsort). Ansonsten müssten die innergemeinschaftlichen Erwerbe der Organisationseinheiten ohne eigene USt-IdNr. von einer Organisationseinheit mit USt-IdNr. zentral erfasst und von dieser die sich daraus ergebenden steuerlichen Pflichten erfüllt werden. Der hiermit verbundene organisatorische Aufwand sollte auf jeden Fall vermieden werden.

Beispiel 9: 

Sachverhalt wie Beispiel 7.

Der Ort der Leistung des F an das Ministerium liegt in Deutschland (§ 3a Abs. 2 UStG). Das Ministerium muss eine dem Land erteilte USt-IdNr. verwenden und sollte daher aus den o. g. Gründen beim Bundeszentralamt für Steuern die Erteilung einer eigenen USt-IdNr. beantragen und die ihm erteilte USt-IdNr. gegenüber dem F verwenden.

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

Die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) ist in allen EU-Mitgliedstaaten eine mehrstellige Buchstaben-Zahlen-Kombination. Zwei Buchstaben am Anfang bezeichnen als sogenannter Staatenkode den jeweiligen Mitgliedstaat, in dem die Nummer ausgegeben worden ist (z. B. DE = Bundesrepublik Deutschland). Die deutsche USt-IdNr. hat mit den beiden Buchstaben des Staatenkodes insgesamt 11 Stellen. In den von den anderen Mitgliedstaaten ausgegebenen USt-IdNr. folgt auf den Staatenkode eine höchstens 12 Stellen umfassende Zahlen- oder Buchstaben-Zahlen-Kombination. Die deutsche USt-IdNr. ist nicht mit der Steuernummer identisch.

Eine USt-IdNr. erhalten 

· Unternehmer, die sich am innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr beteiligen,

· juristische Personen, die nicht Unternehmen sind, aber innergemeinschaftlich Gegenstände erwerben,

· juristische Personen, die zwar Unternehmer sind, aber innergemeinschaftlich ausschließlich Gegenstände erwerben, die nicht für das Unternehmen bestimmt sind sowie

· juristische Personen, die sowohl unternehmerisch als auch nichtunternehmerisch tätig sind und eine Dienstleistung aus einem anderen EU-Mitgliedstaat für ihren unternehmerischen Bereich beziehen.

Grundsätzlich kann somit jede juristische Person des privaten und des öffentlichen Rechts eine USt-IdNr. erhalten. Da die USt-IdNr. in aller Regel beim innergemeinschaftlichen Erwerb oder beim Bezug innergemeinschaftlicher Dienstleistungen benötigt wird, ist den juristischen Personen grundsätzlich zu empfehlen, sie rechtzeitig zu beantragen. Andererseits sollte dies nur dann geschehen, wenn ein innergemeinschaftlicher Erwerb von Gegenständen oder ein Bezug von innergemeinschaftlichen Dienstleistungen vorgesehen ist oder in absehbarer Zeit zumindest für möglich gehalten wird, nicht aber, wenn dies aller Voraussicht nach von vornherein auszuschließen ist.

Bei den großen Gebietskörperschaften Bund und Länder können einzelne Organisationseinheiten (z. B. Ressorts, Behörden, Ämter) eine eigene USt-IdNr. erhalten und sollten diese auch beantragen, wenn ein innergemeinschaftlicher Erwerb von Gegenständen oder ein Bezug von innergemeinschaftlichen Dienstleistungen vorgesehen ist oder in absehbarer Zeit zumindest für möglich gehalten wird.

Die USt-IdNr. wird ausschließlich vom Bundeszentralamt für Steuern, Dienstsitz Saarlouis, erteilt. 

Die Vergabe einer USt-IdNr. erfolgt auf Antrag (§ 27a Abs. 1 UStG). Das Gesetz sieht hierfür zwei Möglichkeiten vor:

a) Online-Beantragung

Für die Online-Beantragung stellt das Bundeszentralamt für Steuern über das Formular-Management-System (FMS) des Bundes ein entsprechendes Formular zur Verfügung. Das Formular ist im Internet unter https://www.formulare-bfinv.de/ffw/action/invoke.do?id=ustid abrufbar.

Die Angaben werden nach der Übermittlung automatisiert mit dem beim Bundeszentralamt für Steuern vorliegenden Datenbestand verglichen und auf Übereinstimmung geprüft.

Bei der Online-Beantragung sind folgende Daten einzugeben:

· zuständiges Finanzamt, 

· Steuernummer,

· Rechtsform,

· Name der Dienststelle und Dienstsitz. 

b) Schriftliche Beantragung 

Der Antrag ist zu richten an das Bundeszentralamt für Steuern, Dienstsitz Saarlouis, 66738 Saarlouis, Telefax: +49-(0)228-406-3801.

Der schriftliche Antrag muss folgende Angaben enthalten:

· Name der Dienststelle und Dienstsitz, 

· zuständiges Finanzamt, 

· Steuernummer.

Wird der öffentliche Auftraggeber bislang nicht bei einem Finanzamt unter einer Steuernummer umsatzsteuerlich geführt, so hat er sich bei dem zuständigen Finanzamt anzumelden und gleichzeitig die Erteilung einer Steuernummer und einer USt-IdNr. zu beantragen. In dem Antrag an das Finanzamt ist anzugeben, es sei damit zu rechnen, dass in absehbarer Zeit innergemeinschaftliche Erwerbe vorgenommen würden oder innergemeinschaftliche Dienstleistungen bezogen würden.

Der öffentliche Auftraggeber - ausgenommen Organisationseinheiten des Bundes und der Länder - hat außerdem 

· entweder anzugeben, dass die Jahreserwerbsschwelle von 12 500 € in dem betreffenden Jahr voraussichtlich überschritten werde und die innergemeinschaftlichen Erwerbe in diesem Jahr folglich der Umsatzsteuer unterlägen, 

· oder zu erklären, dass auf die Anwendung der Jahreserwerbsschwelle verzichtet wird.

Das Finanzamt teilt dem öffentlichen Auftraggeber die Steuernummer mit, unter der er umsatzsteuerlich geführt wird. Gleichzeitig übermittelt es dem Bundeszentralamt für Steuern den Antrag auf Erteilung der USt-IdNr. Eines besonderen Antrages an das Bundeszentralamt für Steuern bedarf es dazu in diesem Fall nicht.

Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen

Öffentliche Auftraggeber, die ausschließlich Umsatzsteuer für innergemeinschaftliche Erwerbe oder nach § 13b UStG geschuldete Umsatzsteuer zu entrichten haben, müssen ebenso wie Unternehmer Umsatzsteuer-Voranmeldungen beim zuständigen Finanzamt abgeben. Voranmeldungszeitraum ist grundsätzlich das Kalendervierteljahr. Der Kalendermonat ist nur dann Voranmeldungszeitraum, wenn die geschuldete Umsatzsteuer im Vorjahr mehr als 7.500 € betragen hat.. Allerdings sind Umsatzsteuer-Voranmeldungen nur für die Voranmeldungszeiträume (Kalendermonate) abzugeben, in denen für innergemeinschaftliche Erwerbe Umsatzsteuer zu erklären ist oder Steuern nach § 13b UStG geschuldet werden.

In einer Umsatzsteuer-Voranmeldung sind anzugeben:

· die im Voranmeldungszeitraum und im vorangegangenen Kalendermonat vorgenommenen innergemeinschaftlichen Erwerbe sowie die Umsatzsteuer, die nach § 13b UStG als Leistungsempfänger geschuldet wird, jeweils für Leistungen, über die im Voranmeldungszeitraum Rechnungen erteilt worden sind, und

· die innergemeinschaftlichen Erwerbe im vorangegangenen Kalendermonat, über die bis zum Ablauf dieses Voranmeldungszeitraums (d. h. des dem Monat des Erwerbs folgenden Kalendermonats) keine Rechnung erteilt worden ist.

Die Umsatzsteuer-Voranmeldungen sind ab dem 01.01.2013 auf elektronischem Weg mit elektronischem Zertifikat bis zum 10. Tag nach Ablauf des jeweiligen Voranmeldungszeitraums zu übermitteln. Hierfür ist die Registrierung im ElsterOnline-Portal (https://www.elsteronline.de/eportal) zwingend notwendig.

In der Umsatzsteuer-Voranmeldung ist die für die innergemeinschaftlichen Erwerbe in dem betreffenden Voranmeldungszeitraum geschuldete Umsatzsteuer von dem öffentlichen Auftraggeber selbst zu berechnen. Dazu ist in der Umsatzsteuer-Voranmeldung der Gesamtbetrag der Bemessungsgrundlagen der steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen Erwerbe des jeweiligen Voranmeldungszeitraums anzugeben. Unterliegen die Erwerbe unterschiedlichen Steuersätzen, so sind die Bemessungsgrundlagen, auf die der allgemeine und der ermäßigte Steuersatz anzuwenden ist, jeweils gesondert anzugeben. Außerdem ist in der Umsatzsteuer-Voranmeldung auch der Gesamtbetrag der umsatzsteuerfreien Erwerbe des jeweiligen Voranmeldungszeitraums anzugeben. 

Die Umsatzsteuer-Vorauszahlung, die in der Umsatzsteuer-Voranmeldung errechnet wurde, ist ebenfalls am 10. Tag nach Ablauf des betreffenden Voranmeldungszeitraums (Kalendermonat) fällig.

Bei den großen Gebietskörperschaften Bund und Länder gilt die Verpflichtung zur Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen und zur Entrichtung von Umsatzsteuer-Vorauszahlungen gegebenenfalls für jede Organisationseinheit (z. B. Ressort, Behörde und Amt), der das Bundeszentralamt für Steuern eine USt-IdNr. erteilt hat und die auch von einem Finanzamt unter einer Steuernummer umsatzsteuerlich geführt wird. 

Abgabe von Umsatzsteuer-Jahreserklärungen

Auch öffentliche Auftraggeber, die ausschließlich Umsatzsteuer für innergemeinschaftliche Erwerbe und/oder nach § 13b UStG aus dem Bezug innergemeinschaftlicher Dienstleistungen schulden, haben außer den Umsatzsteuer-Voranmeldungen für jedes Kalenderjahr ebenfalls auf elektronischem Weg eine Umsatzsteuer-Jahreserklärung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz abzugeben. In der Umsatzsteuer-Erklärung, die eine Steueranmeldung darstellt, hat der öffentliche Auftraggeber die Umsatzsteuer, die er für die in dem betreffenden Kalenderjahr vorgenommenen innergemeinschaftlichen Erwerbe und/oder nach § 13b UStG schuldet, selbst zu berechnen.

Übersteigt der in der Umsatzsteuer-Erklärung für die innergemeinschaftliche Erwerbe und/oder nach § 13b UStG des Kalenderjahres errechnete Umsatzsteuerbetrag die Summe der Umsatzsteuer-Vorauszahlungen, so ist dieser Umsatzsteuer-Mehrbetrag einen Monat nach Eingang der Steueranmeldung beim Finanzamt fällig und innerhalb dieser Frist zu entrichten.

Bei Bund und Ländern gilt die Verpflichtung zur Abgabe der Umsatzsteuer-Erklärung gegebenenfalls für jede Organisationseinheit (z. B. Ressort, Behörde, Amt) mit eigener USt-IdNr. 

Rechnung

Die Rechnung, die ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer erteilt, muss neben den in § 14 Abs. 4 UStG aufgeführten Angaben folgende Angaben enthalten:

· die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, die dem ausländischen Unternehmer von seinem Heimatstaat erteilt worden ist,

· die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, die dem öffentlichen Auftraggeber im Inland erteilt worden ist

· in Fällen des § 13b UStG den Hinweis: “Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers“.

Unterliegt der innergemeinschaftliche Erwerb in Deutschland der Umsatzsteuer oder schuldet der öffentliche Auftraggeber die Steuerschuld nach § 13b UStG, darf in der Rechnung keine Umsatzsteuer des anderen Mitgliedstaates ausgewiesen werden.

Berechnungsbeispiel

1.
Sachverhalt


Der geschätzte Auftragswert für einen Einkauf von Schreibtischen beläuft sich auf rd. 250 000,- €; folglich ist eine EU-weite (GATT-weit für gelistete Bundesdienststellen) Ausschreibung durchzuführen.


Auf diese Ausschreibung gehen ein:

-
zwei Angebote aus dem Inland von 279 000,- € und 287 000,- € inkl. Umsatzsteuer (USt),

-
ein Angebot aus Italien mit einem Angebotspreis von 215 000,- € ohne USt/MWSt und

-
ein Angebot aus einem nicht EU-Mitgliedstaat mit einer Angebotsendsumme von 264 000,- €. Es ist vorgesehen, dass der Lieferant „verzollt und versteuert“ liefert.

2.
Wertung

Alle Angebote sind in die Wertung zu nehmen.

a)
Bei den inländischen Angeboten, wie auch bei dem Angebot aus dem nicht EU-Ausland, ist von der Angebotsendsumme auszugehen, also vom Angebotspreis inkl. USt/MWSt usw.

b)
Dem italienischen Angebot ist die USt von 19% zuzurechnen.


Berechnung: 
Angebotspreis
215 000,- €



19% USt
  40 850,- €



255 850,- €


Somit beläuft sich das italienische Angebot auf die tatsächliche Endsumme von 255 850,- €. Diesem Angebot ist somit der Zuschlag zu erteilen.

Hinweis: Bei der Berechnung ist der Umsatzsteuersatz zugrunde zu legen, der nach § 12 UStG auf den jeweiligen Umsatz anzuwenden ist. Für die Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes von 7% wird auf § 12 Abs. 2 UStG sowie auf die Anlage 2 zum UStG verwiesen.

3.
Zuschlag/Abrechnung

a)
Dem italienischen Auftragnehmer ist die Rechnungssumme von 215 000,- € zu überweisen.

b)
Im zweiten Schritt ist dem zuständigen deutschen Finanzamt die geschuldete USt in Höhe von 40 850,- € zu überweisen.

c)
Muss eine Rechnung auf Grund von Mängeln usw. gekürzt werden, berechnet sich die geschuldete USt auf der Basis der gekürzten Rechnung.
